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Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
VPOD Schweizerischer Verband des Personals öffentlicher Dienste
GAV Gesamtarbeitsvertrag

ONU Organisation des Nations unies
USS Union syndicale suisse
SSP syndicats des Services publics
CCT Convention collective de travail
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Das Bundesgericht befasste sich erstmals mit dem zwischen Gewerkschaften und
Arbeitgebern hart umkämpften Begriff der Arbeit auf Abruf. Diese Form der Anstellung,
welche vor allem im Detailhandel zunehmend an Bedeutung gewinnt, zwingt die
Arbeitnehmenden, ständig für ihren Arbeitgeber verfügbar zu sein, ohne dass ihnen
eine minimale Arbeitszeit und der entsprechende Lohn garantiert sind. Die Richter
erachteten derartige Arbeitsverhältnisse nicht generell als unzulässig, vertraten aber
die Ansicht, dass es sich dabei um eine Art “Pikettdienst” handelt, der auch bei
Nichtabruf lohnwirksam ist. Über die Höhe der Entschädigung sprach sich das
Bundesgericht allerdings nicht aus. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.07.1998
MARIANNE BENTELI

Löhne

Im Juli 2017 entschied das Bundesgericht, dass der Mindestlohn, den der Kanton
Neuenburg im Jahr 2011 einführen wollte, keine wirtschaftliche, sondern eine
sozialpolitische Massnahme darstellt und damit den «Vorrang des Bundesrechts» sowie
die verfassungsmässig garantierte Wirtschaftsfreiheit nicht verletzt. 
2011 hatte die Stimmbevölkerung des Kantons einer Änderung der kantonalen
Verfassung zur Schaffung eines Mindestlohns zugestimmt, den der Neuenburger Grosse
Rat 2014 auf CHF 20 pro Stunde festgelegt hatte. Mehrere Unternehmen und Verbände
sowie Privatpersonen hatten in der Folge vor dem Bundesgericht mit der Begründung
Beschwerde eingelegt, dass der Mindestlohn das in der Bundesverfassung verankerte
Grundrecht der Wirtschaftsfreiheit verletze. Das Bundesgericht erachtete den
Mindestlohn hingegen als sozialpolitische Massnahme, um Armut zu bekämpfen – zumal
er sich vor allem an die «working poor» richte. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.07.2017
GIADA GIANOLA

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Gestützt auf die vom Volk angenommene, zum Zeitpunkt des Urteils allerdings noch
nicht in Kraft getretene neue Bundesverfassung sowie auf Bestimmungen des
internationalen Rechts (1. Sozialpakt der UNO) bejahte das Bundesgericht einstimmig
das Recht der Arbeitnehmenden auf Streik als äusserstes, aber unentbehrliches
Instrument des Arbeitskampfs zur Erzielung einer kollektivvertraglichen Regelung. Im
konkreten Fall ging es darum, zu beurteilen, ob eine fristlose Kündigung nach einem
Warnstreik zulässig ist oder nicht. Das Bundesgericht entschied, der Arbeitsvertrag
bleibe während eines Streiks in seinen zentralen Elementen (Arbeitsleistung und
Lohnzahlung) suspendiert, weshalb der Arbeitgeber nicht verpflichtet sei, für die
ausgefallene Arbeitszeit ein Salär auszurichten, doch sei ein rechtmässiger Streik
andererseits auch kein Grund für eine Kündigung, da er keine Verletzung der
Arbeitspflichten darstelle. Das Bundesgericht hielt aber fest, dass ein Streik nur
rechtmässig ist, wenn er von einer Gewerkschaft getragen wird und durch einen
Gesamtarbeitsvertrag regelbare Ziele verfolgt. «Wilde» und politische Streiks sind
damit vom Schutz durch das Arbeitsrecht ausgeschlossen. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.07.1999
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht fällte ein Grundsatzurteil, welches seine seit 1938 praktizierte
Jurisdiktion im Bereich der Gültigkeit von Gesamtarbeitsverträgen (GAV) umstiess.
Demnach kann ein Arbeitgeber, der einem GAV beigetreten ist, diesen nicht individuell
kündigen, wenn ihm die darin enthaltenen Vorschriften nicht mehr passen. Das
Bundesgericht befand, ein befristeter GAV bleibe bis zu seinem Auslaufen für alle
Beteiligten verbindlich. Aus einem unbeschränkt gültigen GAV könne der Arbeitgeber
gemäss OR zwar austreten, aber erst nach mindestens einem Jahr Mitgliedschaft und
mit sechsmonatiger Vorankündigung. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 11.10.2000
MARIANNE BENTELI
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Les juges de Strasbourg statueront sur le cas du licenciement des grévistes de l'hôpital
de la Providence. D'après le Syndicat suisse des services publics (SSP), le Tribunal
fédéral violerait les droits syndicaux et viderait le droit de grève de sa substance. Tout
comme les instances judiciaires inférieures, le Tribunal fédéral a cautionné le
licenciement. Celui-ci aurait été prononcé pour de «justes motifs», puisque les
grévistes n'avaient pas accepté la proposition, jugée «raisonnable», de prolonger la
CCT Santé 21 d'une année. La grève ne respectait alors plus le principe de
proportionnalité, l'un des critères de licéité du droit de grève. 
Pour l'avocat des grévistes, il n'incombe pas au Tribunal fédéral de «procéder à un
arbitrage politique», lorsque la solution de compromis recherchée par les autorités de
conciliation n'est pas satisfaisante pour les parties. Il aurait dû plutôt se questionner s'il
était légitime de dénoncer, comme l'ont fait les nouveaux propriétaires de l'hôpital, la
CCT. Pour Pierre-Yves Maillard, président de l'USS, les propriétaires font de la
concurrence déloyale. Le jugement de la Cour européenne des droits de l'homme est
attendu dans deux ou trois ans. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.09.2019
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Das Bundesgericht fällte einen Entscheid von grosser arbeitsrechtlicher Tragweite.
Danach dürfen Arbeitgeber ihren Angestellten kündigen, wenn diese eine Veränderung
der Arbeitsbedingungen nicht akzeptieren. Im Fall einer Sachbearbeiterin, die sich
geweigert hatte, einen neuen Arbeitsvertrag mit sofortiger Lohnsenkung um 500 Fr. zu
unterzeichnen, und der die Firma darauf gekündigt hatte, befand das Bundesgericht,
Änderungskündigungen seien statthaft, müssten allerdings die reguläre Kündigungsfrist
einhalten und dürften nicht an die Drohung des Arbeitsplatzverlustes gekoppelt
werden. Die Anpassung eines Arbeitsvertrages an veränderte wirtschaftliche oder
betriebliche Bedürfnisse müsse im Interesse der Vertragsparteien und der
Öffentlichkeit möglich sein. Das Bundesgericht stellte sich so in Gegensatz zu einzelnen
kantonalen Gerichten, die in der Vergangenheit Änderungskündigungen als
missbräuchlich eingestuft hatten. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.07.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesgericht fällte einen Leitentscheid bezüglich der Kündigungsfrist bei einer
Betriebsschliessung. Gemäss den Lausanner Richtern gilt der Kündigungsschutz für
schwangere Frauen, für kranke oder verunfallte Mitarbeiter oder Personen, die im
Miltär- oder Zivildienst weilen vollumfänglich. Bei Betriebsschliessungen habe der
Arbeitgeber die ihm obliegenden Verpflichtungen gegenüber seinen Angestellten aus
Gesetz und Vertrag einzuhalten. Erst recht gelte dies Personen gegenüber, die sich in
einer schutzwürdigen Situation befinden. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.09.1998
MARIANNE BENTELI
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